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Einleitung

Das Thema dieser Arbeit ist ohne Kenntnis der Flüchtlingsdefinition und des
Refoulement-Verbots aus Art. 1 A Nr. 2 und Art. 33 Abs. 1 des Abkommens über
die Rechtsstellung der Flüchtlinge1 (Genfer Flüchtlingskonvention, GFK) nicht
ohne Weiteres zu verstehen. Der Einführung in das Problem des sog. „Vermei-
dungsverhaltens“ (unter B.) und der Diskussion über die Vereinbarkeit der Aus-
legung der Flüchtlingsdefinition durch das Bundesverfassungs- und Bundesver-
waltungsgericht mit der Qualifikationsrichtlinie (unter C.) ist daher eine kurze
Einführung in die Flüchtlingsdefinition und das Refoulement-Verbot vorange-
stellt (unter A).

A. Die Flüchtlingsdefinition und das Refoulement-Verbot
aus Art. 1 A Nr. 2 GFK und Art. 33 Abs. 1 GFK

I. Art. 1 A Nr. 2 GFK – Die Definition des Begriffs „Flüchtling“

Nach Art. 1 A Nr. 2 GFK ist eine Person „Flüchtling“, wenn sie

„aus der begründeten Furcht vor Verfolgung wegen ihrer Rasse, Religion, Nationali-
tät, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen
Überzeugung sich außerhalb des Landes befindet, dessen Staatsangehörigkeit sie be-
sitzt, und den Schutz dieses Landes nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen die-
ser Befürchtungen nicht in Anspruch nehmen will; [. . .]“2

Die Auslegung und Anwendung dieser Definition obliegt allein den Vertrags-
staaten der Genfer Flüchtlingskonvention.3 Eine verbindliche Auslegung von
Art. 1 A Nr. 2 GFK existiert daher nicht.4 Allerdings ist anerkannt, dass sich die

1 Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, 28. Juli 1951, BGBl. 1953 II,
560; Convention Relating to the Status of Refugees, 28 July 1951, UNTS 189, 150. Ob-
wohl die Konvention nach ihrer Schlussformel (nach Art. 46 GFK) nur in englischer
und französischer Sprache verbindlich ist, wird im Folgenden zur besseren Verständ-
lichkeit die deutsche Übersetzung aus BGBl. 1953 II, 560 genutzt.

2 Der 2. Halbsatz von Art. 1 A Nr. 2 GFK, der sich auf Staatenlose bezieht, wird hier
zur besseren Verständlichkeit der Definition weggelassen. Die zeitliche Beschränkung
der Flüchtlingsdefinition wird aufgrund der mittlerweile nahezu universellen Geltung
des Protokolls über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, 31. Januar 1967, BGBl. 1969 II,
1294 (Protocol Relating to the Status of Refugees, 31 January 1967, UNTS 606, 267,
oft als „1967 New Yorker Protokoll“ bezeichnet) ebenfalls bewusst weggelassen.

3 UNHCR, Handbuch, Vorwort.
4 Siehe hierzu und zur Auslegung der Genfer Flüchtlingskonvention ausführlich

m.w.N. McAdam, in: Zimmermann, Interpretation of the 1951 Convention, Rn. 2 ff.;
Löhr, Flüchtlingsbegriff, S. 48–74.



Definition in folgende Einzelvoraussetzungen aufspalten lässt:5 Eine Person ist
als „Flüchtling“ anzuerkennen, wenn sie

1. „sich außerhalb des Landes befindet, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt“6

und

2. eine „begründete Furcht [da]vor“ hat, nach ihrer Rückkehr

3. eine „Verfolgung“ zu erleiden, die

4. „wegen“

5. „ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozia-
len Gruppe oder politischen Überzeugung“ (sog. Verfolgungsgründe) erfolgt

6. und sie deshalb „den Schutz dieses Landes nicht in Anspruch nehmen kann
oder wegen dieser Befürchtungen nicht in Anspruch nehmen will“ (sog. Weg-
fall des staatlichen Schutzes).7

In der folgenden Untersuchung wird bei der Auslegung und Anwendung von
Art. 1 A Nr. 2 GFK von vier Prämissen ausgegangen:

1. Die Person befindet sich stets auf dem Staatsgebiet des Staates, in dem sie
die Anerkennung als „Flüchtling“ beantragt. Die Voraussetzung, nach der
sich die Person „außerhalb des Landes befindet, dessen Staatsangehörigkeit
sie besitzt“ ist daher stets erfüllt. Sie kann daher vernachlässigt werden.

2. Die Voraussetzung „einer begründeten Furcht vor“ einer „Verfolgung“ ist
trotz des Begriffs „Furcht“ gleichbedeutend mit einem objektiven Risiko,
d. h. einer Gefahr einer „Verfolgung“.8

3. Der Tatbestand der „Verfolgung“ lässt sich grundsätzlich mit schwerwiegen-
den Verletzungen von grundlegenden Menschenrechten definieren.9

4. Die Voraussetzung, dass die schutzsuchende Person „den Schutz [ihres] Lan-
des nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Befürchtungen nicht
in Anspruch nehmen will“, ist ebenfalls stets erfüllt. Auch diese Vorausset-
zung kann daher im Folgenden vernachlässigt werden.
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5 Siehe hierzu statt aller m.w.N. Zimmermann/Mahler, in: Zimmermann, Art. 1 A
para. 2, passim; UNHCR, Handbuch, Rn. 35–110; Hathaway, Status, passim; Löhr,
Flüchtlingsbegriff, S. 155–156; Marx, in: Hofmann/Löhr, S. 115, 116–117; Marx, Hand-
buch, § 6.

6 Soweit in der folgenden Arbeit aus Vorschriften zitiert wird, die im Fließtext ge-
nannt werden, erfolgt in der Regel kein gesonderter Nachweis in den Fußnoten.

7 Siehe zu allen Merkmalen umfassend m.w.N. u. a.: Zimmermann/Mahler, in: Zim-
mermann, Art. 1 A para. 2, passim; UNHCR, Handbuch, Rn. 35–110; Hathaway, Sta-
tus, passim; Löhr, Flüchtlingsbegriff, S. 76–155; Marx, Handbuch, § 7–27.

8 M.w.N. Löhr, Flüchtlingsbegriff, S. 81–84; UNHCR, Handbuch, Rn. 37–50; Hatha-
way/Hicks, MJIL 26 (2005), S. 505, 560–562.

9 Siehe statt aller UNHCR, Handbuch, Rn. 51; m.w. N. auch Hathaway, Status,
S. 99–134; Löhr, Flüchtlingsbegriff, S. 98–111; Marx, in: Hofmann/Löhr, S. 115, 116.



Damit lässt sich die Definition des „Flüchtlings“ aus Art. 1 A Nr. 2 GFK für
die anschließende Untersuchung zunächst wie folgt neu zusammenfassen: Eine
Person ist als „Flüchtling“ anzuerkennen, wenn

1. eine Gefahr dafür besteht, dass sie nach der Rückkehr in das Land, dessen
Staatsangehörigkeit sie besitzt (Herkunftsland)

2. eine schwerwiegende Verletzung in einem grundlegenden Menschenrecht
(„Verfolgung“) erleiden wird,

3. „wegen“

4. „ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozia-
len Gruppe oder politischen Überzeugung“ (Verfolgungsgründe).

II. Art. 33 Abs. 1 GFK – Das sog. Refoulement-Verbot

Der vorstehend (unter I.) erläuterte Art. 1 A Nr. 2 GFK definiert lediglich den
Begriff des „Flüchtlings“. Die Vorschrift regelt damit allein, für welche Personen
die weiteren Bestimmungen der GFK gelten und für welche nicht. Art. 1 A Nr. 2
GFK schützt einen „Flüchtling“ daher nicht davor, in sein Herkunftsland und da-
mit in die Verfolgungssituation aus- oder zurückgewiesen zu werden.10 Dies wird
erst durch das sog. Refoulement-Verbot aus Art. 33 Abs. 1 GFK gewährleistet.11

Es lautet:

„Keiner der vertragschließenden Staaten wird einen Flüchtling auf irgendeine Weise
über die Grenzen von Gebieten ausweisen oder zurückweisen, in denen sein Leben
oder seine Freiheit wegen seiner Rasse, Religion, Staatsangehörigkeit, seiner Zugehö-
rigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Überzeu-
gung bedroht sein würde.“

Nach ihrem Wortlaut verbietet die Vorschrift den Vertragsstaaten der GFK zu-
nächst nur, eine Person, die nach Art. 1 A Nr. 2 GFK „Flüchtling“ ist, „über die
Grenzen von Gebieten“ aus- oder zurückzuweisen, in denen ihr „Leben oder
[ihre] Freiheit“ „wegen“ „[ihrer] Rasse, Religion, Nationalität, [ihrer] Zugehörig-
keit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen [ihrer] politischen Über-
zeugung (Verfolgungsgründe) bedroht sein würde“. Art. 33 Abs. 1 GFK schützt
damit nicht automatisch jeden „Flüchtling“ im Sinne von Art. 1 A Nr. 2 GFK vor
der Ab- oder Zurückweisung in sein Herkunftsland. Nach seinem Wortlaut ver-
bietet Art. 33 Abs. 1 GFK zwar die Ab- oder Zurückweisung in jeden anderen
Staat, dies allerdings nur dann, wenn dort das „Leben“ oder die „Freiheit“ des
„Flüchtlings“ „bedroht sein würde“.

A. Die Flüchtlingsdefinition und das Refoulement-Verbot 25

10 Vgl. UNHCR, Handbuch, Rn. 12; Zimmermann/Mahler, in: Zimmermann, Art. 1 A
para. 2, Rn. 73–74.

11 Kälin/Caroni/Heim, in: Zimmermann, Art. 33 para. 1, Rn. 23, 112–126.


